
  

Sitzung des Hauptausschusse der Wallfahrtsstadt Werl 
Nr. 3/2015 am 11.06.2015 

 

 
I. Öffentliche Sitzung 
 

Tagesordnung: 
 

TOP Vorlage Tagesordnungspunkt 
 Nr.     Nr.  
 1  Feststellung der fristgerechten und ordnungsgemäßen Einladung 

sowie der Beschlussfähigkeit; Hinweis auf das Mitwirkungsverbot 
gem. § 31 GO NRW 

 
 2  Einwohnerfragestunde 
 

 3 272 Erlass einer Satzung über die Erhebung von Erschließungs- 
   beiträgen für die Lärmschutzanlage "L 969 (ehemals B1n)  

   zwischen dem Waltringer Weg und der Neheimer Straße" 
 

 4 273  Umbau und Erweiterung des Feuerwehrstützpunktes Sönnern 
 
 5 227   Antrag SPD-Fraktion:  

     Umsetzung des Haushaltssanierungsplans 
 

 6    Mitteilungen  
 
 7  Anfragen 
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Satzung 
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen für die Lärmschutzanlage 

L 969 (ehemals „B1n“) zwischen Waltringer Weg und Neheimer Straße“  
vom …… 
 

Aufgrund des § 132 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der zurzeit gültigen Fassung, § 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666 / SGV NW S. 2023) in der zurzeit gültigen 
Fassung sowie gemäß § 10 der Erschließungsbeitragssatzung der Stadt Werl vom 

19.11.2002 hat der Rat der Wallfahrtsstadt Werl in der Sitzung am …………………  fol-
gende Satzung beschlossen: 

 
§ 1 

Erhebung des Erschließungsbeitrages 
 

(1) Die Wallfahrtsstadt Werl erhebt Erschließungsbeiträge für die im Bebauungsplan 

Nr. 94 festgesetzte südliche Lärmschutzanlage (Benditstraße/ Hohe Fahrt) nach die-
ser Satzung. 

 
(2) Soweit diese Satzung keine abweichenden Regelungen trifft, bleibt die Satzung 
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen der Stadt Werl vom 19.11.2002 (Er-

schließungsbeitragssatzung) unberührt. 
 

 
§ 2 

Art, Umfang und Lage der Erschließungsanlage 

 
(1) Die Wallfahrtsstadt erhebt einen Erschließungsbeitrag für die südliche Lärm-

schutzanlage entlang der L 969 zwischen dem Waltringer Weg und der Neheimer 
Straße. Die Lärmschutzanlage ist im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 94 
„Lärmschutz Benditstraße/Hohe Fahrt“ auf der südlichen Seite der L 969 zum Schutz 

der als allgemeines Wohngebiet ausgewiesenen Bauflächen vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 

BauGB) als Lärmschutzanlage festgesetzt. Die Lärmschutzanlage ist in Form eines 
Lärmschutzwalles errichtet. 

 

 
(2) Art, Umfang und Lage der Lärmschutzanlage ergeben sich aus den zeichnerischen 

und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 94. 
 

§ 3 

Merkmale der endgültigen Herstellung 
 

Die Lärmschutzanlage ist endgültig hergestellt, wenn ihr Zustand der Ausbauplanung 
nach § 2 Abs. 2 entspricht. 
 

§ 4 
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 

 
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand für die Lärmschutzanlage wird nach den 

tatsächlichen Kosten ermittelt. 
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§ 5 

Anteil der Stadt am beitragsfähigen Erschließungsaufwand 
 

Die Stadt trägt 10 v. H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes. 

 
§ 6  

Abrechnungsgebiet 
 

(1) Die durch die Lärmschutzanlage im Sinne von § 131 Abs. 1 S. 1 BauGB erschlos-

senen Grundstücke bilden das Abrechnungsgebiet. 
 

(2) Erschlossen sind alle Grundstücke, die durch die Lärmschutzanlage eine Schallpe-
gelminderung vom mindestens 3 dB(A) erfahren. Ausgenommen sind Grundstücke, 

auf denen ausschließlich Garagen und Stellplätze sowie vergleichbare bauliche Anla-
gen errichtet werden dürfen. 
 

§ 7 
Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwandes 

 
(1) Der nach Abzug des Anteils der Stadt anderweitig nicht gedeckte Erschließungs-
aufwand bildet den umlagefähigen Erschließungsaufwand. Er wird auf die Grundstü-

cke des Abrechnungsgebietes in dem Verhältnis verteilt, in dem die Flächen der ein-
zelnen Grundstücke zueinander stehen. Die Fläche eines Grundstückes ergibt sich 

durch Vervielfachung seiner Grundstücksfläche mit einem Nutzungsfaktor. 
 

(2) Bei der Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwandes auf die erschlosse-

nen Grundstücke, die eine Schallpegelminderung von mindestens 3 dB(A) erfahren, 
wird durch den Nutzungsfaktor die unterschiedliche Nutzung der Grundstücke berück-

sichtigt. Der Nutzungsfaktor beträgt entsprechend dem Maß der baulichen Nutzung / 
Ausnutzbarkeit 

 

1. bei eingeschossiger Bebauung/Bebaubarkeit   1,00 
2. bei zweigeschossiger Bebauung/Bebaubarkeit  1,25 

3. bei dreigeschossiger Bebauung/Bebaubarkeit  1,50. 
 
(3) Die Bemessung der Grundstücksfläche sowie der Zahl der Vollgeschosse ergeben 

sich aus der Erschließungsbeitragssatzung. 
 

(4) Vollgeschosse, die durch die Lärmschutzanlage eine Schallpegelminderung von 
weniger als 3 dB(A) erfahren, bleiben bei der Verteilung des umlagefähigen Aufwan-
des unberücksichtigt. 

 
(5) Ein Artzuschlag für gewerbliche Nutzung wird nicht erhoben. 

 
(6) Für Grundstücke, die durch die Lärmschutzanlage eine Schallpegelminderung von 
mindestens 6 dB(A) erfahren, werden die in Abs. 2 genannten Nutzungsfaktoren er-

höht. Der Zuschlag beträgt bei einer Schallpegelminderung von mindestens 6 bis ein-
schließlich 9 dB(A) 25 v. H. 

 
(7) Erfahren Teile eines Grundstücks oder Teile eines Vollgeschosses auf einem 

Grundstück durch die Lärmschutzanlage eine unterschiedliche Schallpegelminderung 
bemisst sich der Zuschlag nach der höchsten Schallpegelminderung.  



L:\Fachbereich 1\300\BauGB\Veranlagungen\Lärmschutzanlage B 1 n\Satzung.neu.doc 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. 
 

 
 

 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf 

hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form-oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Wallfahrtsstadt Werl vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 
 

Werl, den                                                     
 

 
 
Michael Grossmann,  

Bürgermeister 
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 

Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 
 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  273 
 

TOP                   
 

 

      
 Hauptausschusses 

 Rates  

 

am 
      

11.06.2015 

      

 

Personalrat ist zu beteiligen 
 ja     nein 

Zustimmung 
 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 
 
Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit 310.000,00 € zur Verfügung  Sachkonto 0911100000 
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 

Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 
                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 28.05.2015 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 63  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ:            

 

 
Titel: Umbau und Erweiterung des Feuerwehrstützpunktes Sönnern 

 
Sachdarstellung: 

 
Es ist beabsichtigt den Feuerwehrstützpunkt in Sönnern umzubauen und zu erwei-
tern, einschließlich der Schaffung erforderlicher PKW- Stellplätze und der Herrich-
tung der Außenanlagen. Gemäß Haushaltsplan 2014/ 2015 steht für dieses Bauvor-
haben eine Summe von 310.000,00 EUR (Sachkonto 0911100000/lfd. Nr. 16) zur 
Verfügung.  
Die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel reichen nach der ersten Kostenschät-
zung aus.   
 
Der Vorentwurf ist abgeschlossen und mit der Feuerwehr und dem Ortsvorsteher 
abgestimmt. 
 
Das Konzept sieht folgende Maßnahmen vor (siehe auch Anlage 1 bis 4): 
 
1. Erweiterung des Gebäudes durch einen neuen Anbau in nordöstlicher Richtung 

zur Aufnahme von Umkleideräumen für Damen und Herren, einschl. WC`s und 
Duschanlagen sowie eines Lager- und Hausanschlussraumes. 
 

2. Umbau- und Sanierungsmaßnahmen im bestehenden Gebäudeteil (Estrich, 
Bodenbelags-, Fliesen-, Malerarbeiten etc.) 
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3. Erweiterung und Erneuerung der technischen Anlagen (Heizung-, Sanitär- und 
Elektroinstallation) 
 

4. Schaffung von 9 PKW-Stellplätzen im südöstlichen Grundstücksbereich. Es ist 
vorgesehen, die PKW- Stellplätze in einfacher baulicher Ausführung mit einer 
Schotteroberfläche herzustellen. 
 

5. Herrichtung der Außenanlagen (Zuwegung, Begrünung etc.)  
 
 
 

Beschlussvorschlag: 
 

 
Es wird beschlossen, den Umbau und die Erweiterung des Feuerwehrstützpunktes 
Sönnern gemäß Vorentwurf Mai 2015 zur Ausführung freizugeben.  
 
 
 
 
 
 
Anlagen:   Lageplan 

  Grundriss 
  Ansichten 
   
 

 
 






















